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Fachkräfte, die sich in der Höheren Berufsbildung etwa zum Fachberater, Meister oder Betriebs-
wirt weiterqualifizieren möchten, erhalten durch das „Aufstiegs-BAföG“ finanzielle Unterstüt-
zung. Als Pendant zum Studierenden-BAföG beinhaltet dieses Förderinstrument Beiträge – teils 
als Zuschuss, teils als Darlehen – zu den Kosten der Bildungsmaßnahme und zum Lebensunter-
halt. Mit dem novellierten Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) wurde die Förderung 
zum 1. August 2020 noch einmal kräftig aufgestockt.

So beträgt der Beitrag zu den Lehrgangs- und Prüfungsgebühren nun 50 statt wie bislang 
40 Prozent. Außerdem muss der Zuschuss zum Lebensunterhalt bei Fortbildungen in Vollzeit 
künftig nicht mehr zurückgezahlt werden. Der Erlass von Darlehen für Lehrgangs- und Prüfungs-
gebühren nach erfolgreichem Abschluss und Existenzgründung wird ebenfalls großzügiger als 
bisher gehandhabt. Und auch Familien und Alleinerziehende profitieren von attraktiveren För-
derkonditionen. Zu guter Letzt besteht ab sofort auf jeder Fortbildungsstufe (Berufsspezialist, 
Bachelor Professional und Master Professional) ein neuer AFBG-Förderanspruch. Damit können 
jetzt bis zu drei Fortbildungen mit dem Aufstiegs-BAföG flankiert werden.

Das neue Aufstiegs-BAföG ist ein gutes Paket. Es macht die Höhere Berufsbildung insgesamt 
attraktiver und kann dazu beitragen, dem Fachkräftemangel der Unternehmen in diesem Bereich 
zu begegnen. Das wird noch wichtiger, wenn sich die Wirtschaft nach der Corona-Pandemie 
nach und nach wieder belebt. Gut wäre allerdings, das AFBG würde sich gegenüber innovativen 
Online-Lösungen noch stärker öffnen und auch solche Formate fördern, in denen der Lernprozess 
nicht durchgehend von einer Lehrkraft gesteuert wird. Für die Unternehmen beziehungsweise 
deren angehenden Fachkräfte ist zudem ein einheitlicher Verwaltungsvollzug in den Ländern 
wichtig, der die Möglichkeiten des Gesetzes optimal ausschöpfen sollte.

Damit das neue AFBG seine positive Wirkung auf die Fachkräftesicherung voll entfalten kann, 
müssen aber nicht nur die neuen Förderregeln bekannt gemacht werden. Auch kommt es da-
rauf an, die Höhere Berufsbildung selbst mit ihren vorzüglichen Einkommens- und Beschäfti-
gungsperspektiven noch stärker zu bewerben. Zwar haben in Deutschland rund 2,5 Millionen 
Erwerbstätige einen solchen Abschluss, und allein die IHKs nehmen hier jedes Jahr rund 60.000 
Prüfungen ab. Dass Absolventen der Höheren Berufsbildung noch seltener arbeitslos sind als ihre 
Akademiker-Kollegen und dass beruflich Qualifizierte schon früh im Erwerbsleben gutes Geld 
verdienen, wissen aber noch zu wenige. Im Interesse der Unternehmen, die diese Fachkräfte 
brauchen, sind hier mehr Information und Aufklärung erforderlich – auch im Rahmen der Berufs-
orientierung. Denn klar ist: Berufliche Weiterbildung zahlt sich aus!

Die neu eingeführten Abschlussbezeichnungen „Bachelor Professional“ und „Master  Professional“ 
unterstreichen die hohe Wertigkeit von Abschlüssen der Höheren Berufsbildung. Sie können 
noch mehr jüngere Menschen für einen Weg in der Beruflichen Bildung begeistern. Wichtig 
ist daher, dass diese guten Begriffe zügig den Weg auf die Zeugnisse und damit zu Unter-
nehmen und Beschäftigten finden. Hier sind vor allem die Wirtschafts- und Sozialpartner in 
der Pflicht. In Kombination mit dem neuen, großzügigeren Aufstiegs-BAföG können die neuen 
Bezeichnungen dann Wirkung entfalten – und helfen, die Fachkräftelücke bei den beruflich 
Qualifizierten zu verkleinern. 
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Privacy Shield: Neujustierung bei
Datenübermittlung in die USA   
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am 16. Juli 2020 die Rechtsgrundlage für die Datenübermittlung 
in die USA gekippt. Das sogenannte „Privacy Shield“ ermöglichte bislang vielen Unternehmen in der EU, 
personenbezogene Daten von Kunden, Mitarbeitern oder auch für die Nutzung von Internetdiensten in die 
USA zu transportieren und dort verarbeiten zu lassen. Eine besondere Prüfung der Angemessenheit des 
Datenschutzniveaus in den USA durch die Betriebe selbst war nicht notwendig. Weil sich ein Datenzugriff 
durch US-Nachrichtendienste nicht ausschließen ließ, sah der EuGH allerdings keine Möglichkeit, ein dem 
europäischen Recht angemessenes Datenschutzniveau in den USA anzuerkennen. Auch die von der 
EU-Kommission definierten sogenannten Standarddatenschutzklauseln, mit denen der Datenexporteur in 
der EU personenbezogene Daten an einen Datenimporteur in den USA übermitteln darf, können als
alternative Rechtsgrundlage nur bedingt helfen. 

Unternehmen, die ihre Daten in den USA selbst verarbeiten oder durch einen IT-Dienstleister in den 
Vereinigten Staaten verarbeiten lassen, müssen nun genau prüfen, ob ihr Vertragspartner jenseits des 
Atlantiks ein Datenschutzniveau gewährleistet, das dem der EU gleichwertig ist. Dafür können die 
Standarddatenschutzklauseln die Grundlage sein. Eventuell müssen aber zusätzliche Vereinbarungen 
getroffen werden, um die Daten zu schützen. Sollten diese weiteren Regelungen die Gleichwertigkeit nicht 
herstellen können, dürfen die Daten nicht in die USA übermittelt werden. Das gilt bereits heute, eine 
Übergangsfrist hat der EuGH nicht zugestanden. Damit ist auch die Nutzung vieler IT-Standard-
anwendungen US-amerikanischer Dienstleister – etwa von Cloud-Lösungen oder Konferenz-Tools – neuen 
Risiken unterworfen. Um diese zu minimieren, wird die beschleunigte Entwicklung der europäischen Daten-
infrastruktur Gaia-X umso wichtiger. 

Zunächst ist zu prüfen, welche Rechtsgrundlage die Datenübermittlung in die USA rechtfertigt. Werden die 
Daten beispielsweise zur Erfüllung eines Vertragsverhältnisses dorthin übermittelt, sind keine weiteren 
Grundlagen erforderlich. Ferner muss festgestellt werden, mit welchen Dienstleistern zusammengearbeitet 
wird und wo die Daten tatsächlich verarbeitet werden. Die Vertragspartner müssen offenlegen, welche 
Subunternehmen sie mit der Datenverarbeitung beauftragt haben und wo diese die Informationen 
verarbeiten. Werden die Daten allein auf Grundlage des Privacy Shield übermittelt, ist zu prüfen, ob mit 
dem Vertragspartner in den USA die Standarddatenschutzklauseln vereinbart werden können – eventuell 
mit zusätzlichen Vereinbarungen. Voraussetzung wären entsprechende Recherchen über die komplexen 
Sicherheitsgesetze, denen der US-amerikanische Vertragspartner unterliegt. Das ist in vielen Fällen für 
kleine und mittlere Unternehmen aber praktisch nicht möglich. Erneut erweist sich somit das Datenschutz-
recht als mittelstandspolitischer blinder Fleck der EU.

Aufgrund der globalen Datenflüsse und der Vielzahl US-amerikanischer IT-Anbieter ist der rasche
Abschluss eines neuen Abkommens zwischen der EU und den USA erforderlich, um eine rechtssichere 
Datenübermittlung in die USA ermöglichen. Zudem müssen die europäischen und auch nationalen
Datenschutzaufsichtsbehörden einen Kriterienkatalog formulieren, welche zusätzlichen Vereinbarungen 
mit dem US-amerikanischen Vertragspartner getroffen werden müssen, um ein gleichwertiges Daten-
schutzniveau zu schaffen. Bis dahin dürfen Unternehmen nicht sanktioniert werden. 

Zunächst gilt die Entscheidung des EuGHs nur für die USA, aber die allgemeinen Anforderungen aus dem 
Urteil finden auch auf den Datentransfer in andere Drittstaaten, also Länder außerhalb der EU beziehungs-
weise des Europäischen Wirtschaftsraumes, Anwendung. Da die EU nur zu wenigen Staaten einen 
Angemessenheitsbeschluss gefasst hat (beispielsweise zu Japan), gibt es viele Handelspartner, bei denen 
eine Datenübermittlung nur auf Grundlage der Standarddatenschutzklauseln rechtmäßig erfolgen kann. 
Auch hier müssen die Unternehmen selbst prüfen, ob ein der komplexen EU-Regelung gleichwertiges 
Datenschutzniveau besteht. Insbesondere bei Staaten, in denen Nachrichten- beziehungsweise
Geheimdienste umfassende Kompetenzen haben, wird dies erhebliche Probleme bereiten. Im Falle eines 
ungeregelten Brexits könnte das übrigens auch für Großbritannien zutreffen. 

Was bedeutet das Urteil
in der Praxis?

Welche Aufgaben entstehen
daraus für die Unternehmen?

Was muss politisch
getan werden?

Betrifft das EuGH-Urteil
auch den Datenverkehr
mit weiteren Staaten?

Annette Karstedt-Meierrieks, DIHK Berlin, Telefon +49 30 20308-2706


